
Vor ein paar Tagen hat Olaf Glaese-
ker zu Hause am Steinhuder Meer
seine Telefonnummer abgemeldet.

Er wusste ja ohnehin, was die ganzen An-
rufer von ihm wollten, und er wusste auch,
was er nicht wollte. Antworten. Der Mann,
der in dauernder Verbundenheit zu Chris-
tian Wulff jahrelang die Dauerverbindung
zu allen hielt, die etwas von oder über sei-
nen Chef Wulff wissen wollten, hatte die
Leitung zur Außenwelt gekappt.
Das mag helfen gegen lästige Journalis-

ten, die immer noch mehr über die er-
staunlichen Nehmerqualitäten des Bundes-
präsidenten wissen wollen – und hier ganz
besonders über die enge, offenbar zu enge
Connection von Wulff und Glaeseker zu
dem Party-König Manfred Schmidt. Gegen
lästige Fahnder hilft das allerdings nicht.

Am Donnerstag durchsuchten Ermitt-
ler der Staatsanwaltschaft Hannover das
Haus in Wunstorf und ein Appartement
in Berlin, außerdem Räume von Schmidt
in Berlin und in der Schweiz. Der Ver-
dacht: Glaeseker soll als Regierungsspre-
cher in Niedersachsen von Schmidt be-
stochen worden sein. Auslöser der Razzia,
so steht es im Durchsuchungsbeschluss,
waren auch zwei Artikel im SPIEGEL. 
Falls Glaeseker also gehofft hatte, auch

ihm könnte die Gnade des Überdrusses
zuteil werden, mit der die Öffentlichkeit
gerade dabei ist, einen Schlussstrich unter
die Präsidenten-Affäre zu ziehen, dann
hatte er sich getäuscht. So wie auch Wulff
seine Hoffnung begraben muss, die stän-
digen Vorwürfe gegen ihn würden sich
endlich totlaufen.

Das Gegenteil ist nun der Fall. Dem
SPIEGEL liegen E-Mails von und an Glae-
seker vor, die belegen, was Wulff stets
bestreiten ließ: dass die niedersächsische
Staatskanzlei in seiner Zeit als Minister-
präsident aktiv bei Konzernen Geld für
den „Nord-Süd-Dialog“ eingesammelt
hat. Für jene Polit-Gala unter Wulffs
Schirmherrschaft in den Jahren 2007 bis
2009, die Schmidt privat organisiert und
an der er vermutlich mehrere hundert-
tausend Euro verdient hat.
Zwar soll es Glaeseker gewesen sein,

der sich im Gegenzug von Schmidt zu
Gratis-Urlauben in Frankreich und Spa-
nien einladen ließ, nicht Wulff. Aber den-
noch ist der Fall seines inzwischen ent-
lassenen Intimus auch ein Fall Wulff. Soll
man allen Ernstes glauben, dass ihm aus-
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Von Olaf für Manfred
Fast sah es so aus, als könnte der Bundespräsident dem Affärenstrudel entkommen.

Jetzt belegen E-Mails, dass sein Vertrauter Olaf Glaeseker doch Geld für den 
Party-Veranstalter Manfred Schmidt beschafft hat. War Wulff wirklich ahnungslos?



gerechnet Glaeseker nichts von seinen
Erfolgen als Geldbeschaffer für den Nord-
Süd-Dialog erzählt hat? Der Mann, der
immer als Wulffs „siamesischer Zwilling“
galt? Und wie wahrscheinlich ist es, dass
Wulff nie nachfragte und Glaeseker nie
erzählte, wo der Sprecher Urlaub machte,
bei wem? Erst recht, da doch auch Wulff
den Event-Manager bestens kannte und
als regelmäßiger Gast den Promi-Faktor
diverser Schmidt-Partys erhöhte?
Das alles wäre vielleicht noch denkbar

bei einem Politiker, der einen anderen
Charakterzuschnitt hätte als der Bundes-
präsident. Aber Wulff ist Wulff, warum
hätte sich Glaeseker damals also auf die
Zunge beißen sollen? Wo doch heute
durch immer neue Geschichten klar wird,
dass für Wulff eine Grenze nur eine Grau-
zone war. Zuletzt am vergangenen Don-
nerstag, als nun auch noch eine Einladung
zum Münchner Filmball 2010 bekannt
wurde, auf Kosten der Aachener Marme-
ladenfirma Zentis. Bei der hatte Wulff
kurz zuvor eine Rede gehalten, irgendwo
in den Niederlanden. Und offenbar ohne
irgendeinen guten, nämlich wichtigen
dienstlichen Grund.
Mittlerweile fragen sich bei solchen Es-

kapaden auch renommierte Strafrechtler,
warum deutsche Staatsanwälte zwar bei
Glaeseker einen Anfangsverdacht erken-

nen, bei Wulff aber nicht. Einer, der
 Gießener Strafrechtsprofessor Thomas
Rotsch, hat zumindest eine Erklärung, die
für Wulff gefährlich wäre: dass die Ermitt-
lungen gegen Glaeseker „möglicherweise
nur ein Einstieg sind, um mal irgendwo
anzufangen“. Nicht ausgeschlossen, dass
am Ende doch noch Wulff ins Visier ge-
raten könne.
Der Durchsuchungstrupp, der sich am

Donnerstag in Berlin die „Residenz“ vor-
nahm, Schmidts Luxuswohnung für Pro-
mi-Treffen am Brandenburger Tor, hätte
sich die Arbeit vermutlich sparen können:
Man habe nichts mitgenommen, heißt es
aus Ermittlerkreisen.
Nirgendwo ein brauchbarer Hinweis

auf jenen Nord-Süd-Dialog, bei dem sich
beispielsweise 2009 rund tausend ausge-

suchte Gäste im Flughafen Hannover ver-
sammelt hatten, um die friedliche Koexis-
tenz der Länder Niedersachsen und Ba-
den-Württemberg zu feiern. Das war zu-
mindest der Aufhänger, den sich Schmidt
für den Promi-Auftrieb hatte einfallen las-
sen. Rund 300000 Euro Gewinn sollen
am Ende bei ihm hängengeblieben sein.
Aber da war ja am vergangenen Don-

nerstag auch noch der Hausbesuch bei
Glaeseker im niedersächsischen Wuns-
torf. Die Polizisten konfiszierten Compu-
ter und Unterlagen; seitdem flöhen sie
vor allem die E-Mail-Postfächer. Es ist ein
Abgleich von Behauptung und Wirklich-
keit. Diese Behauptung ist die von Wulffs
Anwälten: „Finanzierung und Einwer-
bung von Sponsoren sind durch den Gast-
geber und Veranstalter erfolgt“, also
Schmidt. Die Staatskanzlei habe damit
nichts, gar nichts zu tun gehabt. Allenfalls
sei Wulff mal von Firmen angesprochen
worden, und da habe er sicher gesagt,
dass er, so wie Baden-Württembergs
 Ministerpräsident Günther Oettinger,
Schirmherr sei und der „Dialog“ eine
gute Sache. Mehr nicht.
Die Wirklichkeit sieht offenbar anders

aus, wie nun E-Mails zeigen, die auch der
Staatsanwaltschaft vorliegen müssten.
Glaubt man diesen Dokumenten, dann
hat zumindest Glaeseker direkt Sponso-

ren angeworben, sich an Vertragsverhand-
lungen beteiligt und sogar eine Landes-
einrichtung, die Medizinische Hochschule
Hannover (MHH), um Geld geprellt.
Mitte November 2009, einen Monat vor

der Party, meldete Glaeseker einer
Schmidt-Mitarbeiterin Vollzug in Sachen
Exxon. Der Öl-Konzern werde sich mit
15000 Euro am Nord-Süd-Dialog beteili-
gen, das solle sie doch bitte ihrem Chef,
dem Manfred, ausrichten. Anfang Dezem-
ber notierte dann ein Schmidt-Mann zu-
frieden, „Olaf“ (Glaeseker) habe mit dem
Energieversorger RWE eine Zahlung von
25000 Euro für den Nord-Süd-Dialog ver-
einbart; RWE sei also dabei.
Dafür dürfe der Konzern ein Elektro-

auto und eine Stromzapfsäule in den Ein-
gangsbereich stellen, und zwar so, dass

RWE auf eine ausreichende mediale Auf-
merksamkeit komme. Das sei mit Glae-
seker so ausgehandelt. Der solle aber
eventuell noch mal nachhaken, damit sich
bei der Party auch ein RWE-Vorstand bli-
cken lasse, heißt es weiter in der Mail.
Selbst der Vertrag zwischen Schmidts

Firma und dem Flughafen, der für die
Sause seine Abflughalle räumte, lief über
Glaesekers E-Mail-Adresse in der Staats-
kanzlei. Die Flughafen-Mitarbeiter seien
leider nicht so kooperativ wie erhofft,
klagten die Party-Macher. Eine Enttäu-
schung, schließlich hätten doch Glaeseker
und Schmidt dem Flughafen extra noch
angeboten, er könne für sich beim Nord-
Süd-Dialog Werbepartner akquirieren.
Also alles ganz privat organisiert und

von der Staatskanzlei nur freundlich be-
gleitet? Davon kann wohl keine Rede
mehr sein, auch wenn sich Glaeseker und
Schmidt dazu nicht äußern wollen, so we-
nig wie Wulff, der auf die Ermittlungen
der Staatsanwaltschaft verweist.
Besonders merkwürdig wirkt aus heu-

tiger Sicht, dass auch die Medizinische
Hochschule Hannover (MHH) für die Par-
ty ihr Bestes gab: Studentinnen, die als
Hostessen die Gäste umschwirrten. Of-
fenbar hatte Glaeseker den Schmidt-Mit-
arbeitern den Tipp gegeben, sich an
MHH-Vizepräsident Andreas Tecklen-

burg zu wenden. Der könne die Leute be-
sorgen, sogar gratis.
Tecklenburg und Glaeseker kannten

sich offenbar von einer Dienstreise mit
Wulff in die USA. Tatsächlich arbeiteten
an dem Abend dann 44 Studenten vor al-
lem an der Garderobe, wie die MHH heu-
te einräumt. Allerdings habe die Hoch-
schule nicht gewusst, wem sie hinterher
die Rechnung über 5245 Euro  schicken
sollte. Glaeseker habe nämlich nach der
Party erklärt, dass es für den Einsatz lei-
der nichts gebe. Die MHH will sich mit
dieser Auskunft begnügt haben. Als
„nachgeordnete Behörde“ habe man die
Staatskanzlei nicht verklagen wollen, also
sei man auf den Kosten sitzenge blieben.
Wieder stellt sich die Frage: Soll das

wirklich alles Glaesekers Geheimnis ge-
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Schmidt-Haus in Spanien

FR
A

N
Z

IS
K

A
 K

R
U

G
 /

 A
C

TI
O

N
 P

R
E

S
S

 (
L.

)



blieben sein – und Wulff glücklich, aber
ahnungslos? 
Schließlich kannten sich Schmidt und

Wulff schon seit den neunziger Jahren.
Wulff war zu Beginn ihres gemeinsamen
Weges ein blasser Fraktionsvorsitzender
im Landtag, Schmidt aber schon der
Mann, der in Hamburg den Reemtsma-
Medientreff organisierte, das Top-Ereig-
nis der Medienhauptstadt Deutschlands.
Der Zigarettenkonzern hielt Wulff trotz
seiner Farblosigkeit für interessant. Und
Schmidt adoptierte den Mann ohne be-
sondere Eigenschaften, ließ ihn auf seinen
Partys strahlen, Ausstrahlung gewinnen.
Promis mit Promis zu ködern und sie

alle fest an sich zu binden, ist Teil des
Geschäftsmodells von Schmidt. Er lebt
von Unternehmen, die seine Partys spon-
sern. Arcandor oder Vodafone zahlten
Hunderttausende für seine Media-Nights.
Im Gegenzug liefert der Kahlkopf mit der
auffälligen Brille zuverlässig Promis.
Schmidt erzählt Freunden gern, dass

er es war, der Wulff und seinen Sprecher
Glaeseker 1999 überhaupt erst zusammen-
gebracht habe. Doch richtig eng wurde
die Freundschaft nicht zu Wulff, sondern
zu dessen Adlatus. Nachdem Schmidt sich
55 Kilometer von Barcelona entfernt eine
Finca gekauft habe, sei Glaeseker mit sei-

ner Frau bestimmt zweimal im Jahr in
den Süden gereist, erinnern sich Bekann-
te. Erst in die Finca oder in eine große
Wohnung in Barcelona, ab 2008 in das
südfranzösische Banyuls-sur-Mer, wo
Schmidt angeblich drei Häuser und eine
Wohnung in Strandnähe besitzt.
Das ist der Grund, warum die Staats-

anwaltschaft nun wegen Bestechlichkeit
ermittelt. Hier die dienstliche Befassung
des Beschuldigten Glaeseker mit dem von
Schmidt veranstalteten Nord-Süd-Dialog,
wie es im Durchsuchungsbeschluss heißt.
Dort die stillen Stunden unter katalani-
scher Sonne, auf Kosten von Schmidt.

Deutschland
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„Wirklich kriminell“
Hedgefonds, die sich mit VW-Aktien verspekulierten, fordern
vom Bundespräsidenten 1,8 Milliarden Euro Schadensersatz.

Es gibt Rechnungen, die begleicht
Bundespräsident Christian Wulff
schnell. Nachdem der SPIEGEL

berichtet hatte, dass der  Berliner Film-
produzent David Groenewold ihm 400
Euro für ein besseres Hotelzimmer be-
zahlt hatte, will Wulff die Summe
überweisen. 
In einem anderen Fall dürfte ihm

dies schwererfallen. BankenundHedge -
fonds werfen Wulff vor, als nieder -
sächsischer Ministerpräsident und VW-
 Aufsichtsrat seine Pflichten verletzt zu
haben – und fordern von ihm Schadens-
ersatz in Höhe von 1,8 Milliarden Euro.
Die Klage ist das Echo einer alten

Übernahmeschlacht. Porsche stieg 2005
bei VW ein und erhöhte Stück für Stück
seine Anteile. Der damalige Porsche-
Chef Wendelin Wiedeking bestritt aber
lange Zeit, den Aktienanteil auf 75 Pro-
zent erhöhen zu wollen. Als Porsche
genau dies im Oktober 2008 dann doch
verkündete, schoss die VW-Aktie in die
Höhe. Anleger, die auf sinkende Kurse
gesetzt hatten, verloren Milliarden.
Sie klagen in den USA und Deutsch-

land und fordern insgesamt fünf
Milliar den Euro Schadensersatz. Zah-
len sollen Porsche, VW, dessen Chef
Martin Winterkorn, der Aufsichtsrats-
vorsitzende Ferdinand Piëch, Wolf-
gang Porsche und eben Christian
Wulff, weil sie die Anleger in die Irre
geführt oder dies zumindest nicht ver-
hindert haben.
Wulff wird vorgeworfen, er habe

früh gewusst, dass Porsche VW kom-
plett übernehmen will. Und als VW-
Aufsichtsrat hätte er die Pflicht ge-
habt, dies sofort öffentlich zu machen. 
Am 25. Februar 2008 hatte sich Ma-

thias Middelberg, damals Leiter der
Wirtschaftsabteilung der niedersäch-
sischen Staatskanzlei, mit Porsche-Ma-
nagern und -Anwälten getroffen. Aus
der Diskussion hat Middelberg „den
Schluss gezogen, dass Porsche letzt-
lich“ eine Übernahme von 75 Prozent
der VW-Aktien anstrebe. 
Middelberg hat Wulff von dem Ge-

spräch berichtet. Die Frage ist nun, ob
dies eine ausreichende Grundlage war,
auf der Wulff die Öffentlichkeit hätte

* Auf dem „Nord-Süd-Dialog“ im Dezember 2009
in Hannover. 

informieren müssen. In Wolfsburg,
Hannover und Berlin kursiert jetzt die
Abschrift eines mitgeschnittenen Ge-
sprächs, das ein Redakteur der „Wirt-
schaftswoche“ im Juli 2009 mit Wulff
und Middelberg geführt hatte. Wulff
sagte dabei – der Abschrift zufolge –,
Middelberg hätte schon damals klar-
geworden sein müssen, dass hier „wie-
der reihenweise Aktionäre beschis-
sen“ würden. Das Verhalten von Por-
sche sei „wirklich kriminell“.
Warum aber haben die beiden dann

nicht bereits im Februar 2008 die An-
leger gewarnt?
Middelberg, mittlerweile CDU-Bun-

destagsabgeordneter, sagt dazu, die
Porsche-Vertreter hätten im Februar
2008 nicht erklärt, dass sie einen 75-
Prozent-Anteil an VW anstreben. Er
habe aus dem Gespräch „nur diese

Schlussfolgerung gezogen“. Auf einer
solchen Basis hätte man die Öffent-
lichkeit nicht informieren dürfen. 
Die auf Schadensersatz klagenden

Banken wollen Druck aufbauen, auf
den Ex-VW-Aufsichtsrat und Bundes-
präsidenten, auf VW und auf Porsche.
In den USA hat der Sportwagenbauer
ihnen schon einen dreistelligen Mil-
lionenbetrag angeboten, wenn sie ihre
Klage zurückziehen. Doch die US-In-
vestoren lehnten ab. Sie wollen mehr. 

DIETMAR HAWRANEK
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Ehepaar Wulff, VW-Chef Winterkorn*: „Nur eine Schlussfolgerung“



Hinzu kommen die Flüge nach Süd-
frankreich und Spanien. Denn für die soll
Glaeseker auch nicht gezahlt haben.
Schmidt hatte nach vorliegenden Unter-
lagen die Möglichkeit, Air-Berlin-Flüge
zu buchen, die ihn nichts kosteten. Bei
der Fluggesellschaft, so heißt es, sei das
als eine Art Naturalien-Sponsoring ge-
laufen, für Schmidts Event-Zirkus. 
Angeblich soll Glaeseker in den ver-

gangenen Jahren rund ein Dutzend Mal
Schmidts Freiflug-Paket genutzt haben,
so etwa Ende Juli 2010, als er den Bundes -
präsidenten bei dessen Ferienaufenthalt
in der Villa des AWD-Gründers Carsten
Maschmeyer auf Mallorca besucht haben
soll. Außerdem erinnert sich ein enger
Bekannter Schmidts, dass der Strippen-
zieher Neujahr 2009 das Ehepaar Glae-
seker von Berlin nach Barcelona mitge-
nommen habe. Weder Glaeseker noch
Schmidt wollen sich dazu äußern. Air Ber -
lin erklärt, zu geschlossenen Verträgen
mache das Unternehmen grundsätzlich
keine Angaben. „Dies gilt auch für Kun-
dendaten und Details zu Flügen und Flug-
buchungen unserer Passagiere.“
Sicher ist, dass auch Fernsehkoch Oli-

ver Rasper nach Spanien kam und dann
für die Feinschmecker Schmidt und Glae-
seker anrichtete. Normalerweise stehen
Raspers Töpfe ganz in der Nähe der nie-
dersächsischen Staatskanzlei, er kocht bei
der Landesbank Nord/LB. 2009 brachte
Rasper ein Kochbuch heraus, an dem
Glaesekers Ehefrau Vera, eine Journalis-
tin und ehemalige CDU-Sprecherin, be-
teiligt war. Ein kurzes Vorwort schrieb
Ministerpräsident Wulff („Wer wie ich we-
nig Zeit hat und deshalb allenfalls Toast
Hawaii zubereitet …“), die Nord/LB kauf-
te einen Teil der Auflage, und Schmidt
verschenkte die Bücher an die Besucher
des Nord-Süd-Dialogs. Rasper will sich
dazu nicht äußern.

Bei ihren Urlauben mag Schmidt und
Glaeseker dann auch die Idee für den
Nord-Süd-Dialog gekommen sein. Was
früher für einen Zigarettenkonzern gut
war, sollte nun auch Wulff besser ausse-
hen lassen: große Party, schöne Bilder,
freundliche Artikel in Hochglanzmagazi-
nen. „Das war typisch Manfred Schmidt“,
sagt jemand, der dem Party-Manager
noch heute nahesteht, „erst lädt er die
Leute freundlich ein, dann stellt er An-
sprüche.“ 
Die Forderung, dass ihm die Politik da-

für Sponsoren beschafft, gehört offenbar
dazu. Wenn Wulffs Anwälte heute be-

haupten, dass Schmidt das Geld einwer-
ben sollte, nicht aber die Staatskanzlei,
dann sprechen nicht nur die Glaeseker-
Mails dagegen. Schmidt plante nämlich
noch einen Länderdialog, eine Kopie, bei
der Nordrhein-Westfalen und Bayern den
Nord- und den Südpol bilden sollten.
Schmidt habe dazu in der NRW-Staats-
kanzlei angerufen, „seine Ansage war:
Ich organisiere die Party, und ihr besorgt
die Kohle“, erinnert sich ein hochrangiger
CDU-Mann in Düsseldorf.
Als Gastgeber der Veranstaltung trat

neben Schmidt noch die MMP auf – die
Firma von Michael Mronz, besser be-
kannt als der Lebenspartner von Außen-
minister Guido Westerwelle. Doch die
bayerisch-rheinische Verbrüderungsver-
anstaltung wurde kurzfristig abgesagt. 
Rüttgers, einer der Schirmherren, war

ausgerechnet wegen einer Sponsoring -

affäre ins Gerede gekommen, die der
SPIEGEL aufgedeckt hatte. Es sah so aus,
als könne man gegen Geld einen Termin
bei ihm kaufen, „Rent-a-Rüttgers“ spot-
teten die Zeitungen. Sponsoren des
 geplanten Länderdialogs zogen sich
 verunsichert zurück, ebenso der bayeri-
sche  Ministerpräsident Horst Seehofer
(CSU). Die Geldgeber aus der Industrie
bekamen daraufhin von Schmidts Firma
eine kurze Nachricht. „Vor dem Hinter-
grund der aktuellen Diskussion um die
Sponsoring affäre“ scheine diese Veran-
staltung „zum jetzigen Zeitpunkt nicht
möglich“.
Offenbar hielt man so etwas aber an-

schließend ganz generell für eine ziemlich
unmögliche Veranstaltung. Es gab nie
wieder einen Länderdialog.
Eine peinliche Angelegenheit, so viel

steht nun also immerhin fest. Aber auch
eine strafbare? Vielleicht, vielleicht aber
auch nicht; angeblich hat die Staatskanz-
lei NRW Ende vergangener Woche die
Staatsanwaltschaft aufgefordert, sich die
Umstände der damals abgesagten Feier
genauer anzuschauen.
Es gehört nun sicher zu den juristischen

Spezialitäten, dass die Staatsanwälte in
Hannover gegen Glaeseker ermitteln, we-
gen seiner allzu guten Beziehungen zu
Schmidt, nicht aber gegen Wulff. Dabei
hatte Schmidt in seiner Berliner Residenz
für Wulffs engste Freunde eine Feier be-
zahlt, am Abend des 30. Juni, als Wulff
zum Bundespräsidenten gewählt wurde.
Wulff war selbst kurz vor Mitternacht da-
zugestoßen, um sich feiern zu lassen.
Aber ist so etwas schon zu viel der Nähe?
Oder die Zentis-Geschichte – sicher kleb-
rig. Aber eine Bestechung? 
Immerhin, man könne schon den Ein-

druck gewinnen, „dass hier mit zweierlei
Maß gemessen wird“, sagt der Münchner
Strafrechtsprofessor Bernd Schünemann.
Dass auch Wulff gegen das Gesetz ver-
stoßen habe, dafür gebe es immerhin
„tatsächliche Anhaltspunkte“. Beim so-
genannten Nord-Süd-Dialog habe es sich
ja „geradezu um Bacchanalien gehan-
delt“, die „insgesamt eingebettet“ gewe-
sen seien „in diffuse, auf Einflussnahme
angelegte Strukturen“. Da liege „der Ver-
dacht nahe, dass es nicht nur um den Aus-
tausch von Argumenten ging“.
Doch die Staatsanwaltschaften sehen

das bisher anders. In Hannover will man
keinen Anfangsverdacht erkennen, auch
nicht in Stuttgart, wo es um den dubiosen
Hauskredit bei der BW-Bank ging. Es
geht um Rechtsauffassungen, um Ausle-
gungen, es geht nicht um Schwarz oder
Weiß, es geht mal wieder um die Nuan-
cen des Graus. So wie immer bei Wulff.
Und jetzt noch dreieinhalb lange Jahre,
bis zum Ende seiner Amtszeit.

JÜRGEN DAHLKAMP, MICHAEL FRÖHLINGSDORF,
HUBERT GUDE, DIETMAR HIPP, PETER MÜLLER,

JÖRG SCHMITT
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Was früher für einen 
Zigarettenkonzern gut war,
sollte nun auch Wulff 
besser aussehen lassen.
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Manager Schmidt, Sängerinnen Kim Wilde, Yvonne Catterfeld 2006: Paketweise Freiflüge


